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To my dear wife Lynn, whose love and


Support was a constant source of motivation.


Thank you.




Verantwortung, was ist das heute?


Man kann ruhig zugeben, dass man als Zeitungsleser extrem selten, wenn überhaupt, über den wirklichen Inhalt des Begriffs „Verantwortung“ nachgedacht hat. Sinnvoll wäre es, denn überall wird mit diesem Begriff oberflächlich, oft geradezu „unverantwortlich“ argumentiert und das hat häufig unmittelbare Auswirkungen auf unser Leben und das Leben unserer Angehörigen.


Von „Verantwortung“ spricht man bekanntlich nicht nur bei den Eltern, der Schule, dem Staat und bei den Religionsgemeinschaften, sondern auch in der Wirtschaft, in der Wissenschaft und im politischen Handeln. Und es gibt noch mehr Sparten, in denen dieser offenbar recht ungenaue und facettenreiche Begriff auftaucht. Aus der Presse erfahren wir dieser Tage, dass ein früherer Bundesinnenminister für die damaligen Aktivitäten einer „Neonazi-Terrorzelle“ „einen Teil der politischen Verantwortung“ übernommen habe1.


Was bedeutet diese „Verantwortung“ - ist damit eher „Schuld“ gemeint? Und welche Folgen hat diese Übernahme über eine rein formale Erklärung der Zuordnung hinaus? Die totale sprachliche Unschärfe dieses Begriffs wird schon darin deutlich, dass viele Politiker, heute mehr noch als früher, immer wieder fordern, dass der Bürger „mehr Verantwortung“ übernehmen müsse, wobei an erster Stelle gemeint ist, dass er für die Daseinsvorsorge viel mehr aus eigener Tasche bezahlen soll.


Wenn man sich informieren will, was der Begriff „Verantwortung“ bedeutet, greift man in modernen Zeiten zum Lexikon - oder besser noch: zu mehreren Lexika, auch im Internet. Da ist zum Beispiel die Rede von „verantworten“ als „einstehen, sich recht-fertigen für etwas“, und „Verantwortung“ wird beschrieben mit „Beschluss, Erklärung, Pflicht, die Folgen zu tragen“. 2


Wikipedia beispielsweise beschreibt den Bereich „Verantwortung in der Wirtschaft“ wie folgt:


„Mit Wirtschaft wird der gesamte Lebensbereich beschrieben, in dem der Mensch Waren und Dienstleistungen austauscht, um seine ökonomischen Bedürfnisse zu befriedigen. In diesem Feld der Lebenswelt gibt es eine Vielzahl von Rollen, die verschiedene Menschen einnehmen, sodass sich auch sehr unterschiedliche Arten von Verantwortung ergeben. Diese Fragen werden in der Wirtschaftsphilosophie und in der Wirtschaftsethik thematisiert und mit unterschiedlichen weltanschaulichen Perspektiven diskutiert.


Bezogen auf einzelne Unternehmen wird die Frage der Verantwortung unter dem Stichwort der ‚Corporate Social Responsibility’ besprochen. Die Verantwortung von Unternehmen wird dabei häufig an den Interessen der durch die Aktivität des Unternehmens Betroffenen, der Shareholders diskutiert. Hierzu zählen neben den Eigentümern die Mitarbeiter, die Kunden und Lieferanten, die Bürger der lokalen Gemeinden, in denen das Unternehmen tätig ist, der Staat als Empfänger von Steuern und auch die Umwelt, sofern und insoweit sie von der Tätigkeit des Unternehmens betroffen ist. Für alle diese Interessengruppen hat das Unternehmen eine spezifische Teilverantwortung, die über das reine Einhalten gesetzlicher Vorschriften hinausgeht. Ein schwieriger Teil der Verantwortung ist es, die verschiedenen Ansprüche in einem ausgewogenen Verhältnis angemessen zu berücksichtigen. Die Durchsetzung von Haftungsansprüchen hängt häufig von der Rechtsform und der Unternehmensgröße ab.


Indem durch die Politik Vorschriften als Rahmenbedingungen der Wirtschaftsordnung gesetzt werden, ergibt sich auch hier eine Mitverantwortung am wirtschaftlichen Geschehen. Dabei spielen Fragen der Staatsverschuldung und die Verantwortung gegenüber zukünftigen Generationen, die Konjunkturpolitik, die Gesichtspunkte der Nachhaltigkeit und des Umweltschutzes ebenso eine Rolle wie der Verbraucherschutz. Eine eigenständige Verantwortung kommt den Konsumenten in ihrem Kaufverhalten zu, da hierdurch den Akteuren auf der Anbieterseite wesentliche Impulse gegeben werden. Hier steht beispielsweise der Aspekt der Nachhaltigkeit im Konflikt mit der Wegwerfgesellschaft“ 3.


Beschreibungen und Definitionen zum Begriff „Verantwortung“ gibt es viele, aber was sich dabei für den ethischen Begriff im Einzelfall als echt tragfähig erweist, ist eine Untersuchung wert. Das wird vor allem deutlich, wenn man die gravierenden Unterschiede hinsichtlich der Folgen einer Fehlentscheidung im Rahmen einer angeblich bestehenden wirtschaftlichen Verantwortung genauer betrachtet und damit die Frage aufwirft, was der Inhalt des Begriffs „Verantwortung“ im einzelnen darstellt. Auffallend ist im Wikipedia-Text, dass das Wort „Haftung“ (Haftungsansprüche) nur ein einziges Mal vorkommt.


Hans Jonas stellt in seinem 1979 erschienenen Hauptwerk ‚Das Prinzip Verantwortung’ keine Definition zum Begriff auf, was - wie oben veranschaulicht - prinzipiell vielleicht auch gar nicht umfassend möglich wäre. Er beschreibt eher einen ethischen Imperativ, der auch als „ökologischer Imperativ“ bekannt ist:


„Handle so, dass die Wirkungen deiner Handlungen verträglich sind mit der Permanenz echten menschlichen Lebens auf Erden.“4


Aber zu den Folgen des Versagens eines „Verantwortlichen“ findet man bei ihm nur an einer Stelle eine Aussage:


„Bedingung von Verantwortung ist kausale Macht. Der Täter muss für seine Tat antworten: er wird für deren Folgen verantwortlich gehalten und gegebenenfalls haftbar gemacht. […] Der angerichtete Schaden muss gutgemacht werden, auch wenn die Ursache keine Übeltat war, auch wenn die Folge weder vorausgesehen noch beabsichtigt war […]“.5


Aber wie sollen diese Aussagen anwendbar sein, beispielweise für einen Bundeskanzler, der in der folgenden Legislaturperiode abgewählt oder einen Minister, der nicht mehr ins Kabinett berufen wird? Nehmen wir an, ein beschlossener Auslandseinsatz der Bundeswehr artet aus zu einer verlustreichen Intervention, die der Wähler nicht mehr gutheißt und deshalb das Kabinett abwählt, was dann? Die sogenannte „Verantwortung“ in solchen Fällen beschränkt sich bei den Entscheidungsträgern auf den Verlust ihrer Ämter, während die Wiedergutmachungslasten den Steuerzahler treffen.


Ähnliches gilt bei den Wirtschaftsunternehmen wenn z.B. der CEO mit Zustimmung des Aufsichtsrats beschließt, die Produktion ins Ausland zu verlagern. Scheitert diese Aktion und das Unternehmen wird zahlungsunfähig, verlieren CEO samt Aufsichtsrat ihre gut bezahlten Ämter, aber sehr selten mehr. Denn in der Regel ist vorsätzlich schädliches Verhalten nicht nachzuweisen, und gelingt es z.B. einem Aktionär bei den Entscheidungsträgern Fahrlässigkeit zu beweisen, wird die Angelegenheit eher zu einem Versicherungsfall. Persönliche „Haftung und Wiedergutmachung“ der Entscheidungsträger entfallen auch hier, Verantwortung reduziert sich begrifflich auf „Zuständigkeit“.


Bei echter Verantwortung geht es um die Konsequenzen einer Entscheidung oder um eine Folge von Entscheidungen, die zu einem Handeln, Unterlassen oder Verhalten führen. Daher ist sie an einen Menschen, eine Person gebunden, einzeln oder in cumulo, und die Entscheidung kann wie jede Willenserklärung selbstverständlich auch stillschweigend erfolgen.


Solange „kausale Macht“ besteht, kann es Verantwortung mit „Folgen tragen, Einstehen für bzw. Haftung und Wiedergutmachung“ geben, aber gibt es daneben auch eine „Verantwortung“ ohne jene Attribute?


Es kann sein, dass die Beantwortung dieser Frage weitreichende Auswirkungen auf unser soziales Zusammenleben hat, um nur einen Bereich von vielen zu nennen. Anhand ausgewählter wirtschaftlicher Themen (Manager-Gehälter / Armut und Verschuldung, z.T. auch international) soll im Folgenden darauf eingegangen werden.





1 dpa in Nordbayerischer Kurier (NK) v. 16/17.03. 2013.


2 Mackensen „Dt. Wörterbuch“. Südwestverlag München, 1983; ebenso zum Begriff ‚Verantwortung’ in www.definero.de/Lexikon/Verantwortung:


„Verantwortung ist die Bereitschaft beziehungsweise Pflicht für eigene oder fremde Handlungen die Folgen zu tragen“ (Stand: 08.07.2013).


3 ‚Verantwortung in der Wirtschaft’ in http://de.wikipedia.org/wiki/Verantwortung#Zum_Begriff_der_Verantwortung (Stand: 08.07.2013).


Als Shareholder (engl. für Teilhaber) wird eine Person oder Gruppe bezeichnet, die ein berechtigtes Interesse am Verlauf oder Ergebnis eines Prozesses oder Projektes hat. aaO.


4 Hans Jonas: Das Prinzip Verantwortung: Versuch einer Ethik für die technologische Zivilisation. Frankfurt/M. 1979. Hier: Neuauflage als Suhrkamp Taschenbuch # 1085, ISBN 3-518-37585-7 <1600>, S. 36.


5 aaO S. 172.





I. Kontrastreich-Historisches, kaum weniger als 20 Jahre alt - oder: Wie werden exorbitante Manager-Gehälter in Bezug auf die anderer Arbeitnehmer „verantwortet“ und von wem?


Die britische Times schreibt am 10.04.2000 unter dem Titel ‚UK-Executive pay survey will provoke anger’, dass die „Chief executives of Britains top companies“, also die ‚Verantwortlichen’ führender englischer Unternehmen - und man apostrophiere aus gutem Grund „Verantwortlichen“ - durchschnittlich 857,000 britische Pfund pro Jahr verdienen, und das bei einer durchschnittlichen Steigerungsrate von 6 % pro Jahr.


In Deutschland meldet das Handelsblatt vom 04.04.2000, dass die Stuttgarter Anwaltssocietät Binz und Partner gegen die Einstellungsentscheidung der Staatsanwaltschaft vom 21.03. Beschwerde eingelegt hat. Es geht um die „unzulässig hohe Abfindung von rund 60 Millionen DM, die der Mannesmann-Vorstandsvorsitzende Klaus Esser im Zusammenhang mit der Übernahme von Mannesmann durch Vodafone Airtouch erhalten soll“. Es geht also strafrechtlich um den Tatbestand der ‚Untreue‘. Die Staatsanwaltschaft vertritt interessanterweise die Auffassung der Verteidigung, weil den Mannesmann-Aktionären „durch die auch von Esser betriebene Zusammenführung mit Vodafone wirtschaftliche Vorteile in Gestalt eines höheren Börsenwertes des Düsseldorfer Konzerns erwachsen seien. Von daher erscheine es nicht gerechtfertigt, in der mit der Strafanzeige beanstandeten Zuwendung ein kriminelles Unrecht zu sehen“. Später hat sich dann die Meinung der Staatsanwaltschaft gewandelt: laut dpa: NK vom 26.02.2003, liest man, „nach zweijährigen Ermittlungen haben die Düsseldorfer Staatsanwälte einen 460 Seiten starken „Wirtschaftskrimi“ geschrieben, mit dem brisanten Titel ‚Anklageschrift’“. DB-Vorstandssprecher Josef Ackermann, IG-Metall-Vorsitzender Klaus Zwickel und der frühere Mannesmann-Chef Klaus Esser sowie dem späteren Aufsichtsrat-Chef Joachim Funk (mit noch anderen) wird vorgeworfen, zwischen 76 und 111 Millionen DM „aus der Konzernkasse in illegale Prämien und Pensionen verwandelt (zu) haben“. Die Ermittler sprechen dabei von „Käuflichkeit“ und sind überzeugt, „dass die geheimen Finanztransaktionen in den letzten Tagen des Konzerns allein der Bereicherung und der Begünstigung dienten und bewusste Schädigungen des Gesellschaftsvermögens seien“. Zum merkwürdigen Verlauf und Ausgang des Verfahrens siehe die Fußnote.6
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